
Verschränkte Arme, verheis-
sungsvolles Kopfschütteln und
versteinerte Mienen. Der Un-
mut bei den Bewohnerinnen
und Bewohnern des Längi
Quartiers in Pratteln ist gross.
Die Gemeinde und der Kanton
haben am Donnerstagabend zu
einem Infoanlass über das neue
kantonale Erstaufnahmeheim
für Asylsuchende eingeladen.
Unter drei von der Decke hän-
gendenFlaggen –demKantons-
wappen,derNationalflaggeund
dem Prattler Adler – werden in
der Mehrzweckhalle des Längi-
schulhauses die anwesenden
Würdenträger von Anwohnen-
den über zwei Stunden hinweg
ausgequetscht.

In einem ersten Teil des
Abends wird über die Pläne in-
formiert. Im Herbst geht der
Spatenstich des u-förmigen
Containerbaus mit begrünter
Aussenfläche über die Bühne
und imMai 2027 soll er bezugs-
bereit sein. Als bekannt wird,
dass das Bauwerk für fünf bis
zehn Jahre in Betrieb bleiben
soll, geht ein Raunen durch die
Menge. Im Juni 2027 wird das
Zentrum die ersten Bewohnen-
den aufnehmen. 150 definitive
und 100 Reserveplätze sollen
entstehen. Erwartet werden
rund48ProzentFrauenoderFa-
milien und 52 Prozent alleinrei-
sendeMänner.

Sicherheitsbedenken im
Quartier sind gross
«Grundsätzlich sollen die Asyl-
suchenden in der Unterkunft
bleiben und nicht im Quartier
herumirren», erklärt der kanto-
nale Asylkoordinator Marco
Ramseier, und versucht damit
wohl dem grossen Sicherheits-
begehren der Anwohnerschaft
gerecht zu werden. Gemeinde-

rat Marcial Darnuzer spricht
von «engmaschiger Zusam-
menarbeit mit der Polizei, rund
umdieUhr verfügbarenNotruf-
nummern fürAnwohnende und
besserer Beleuchtung im Quar-
tier». Später wird ergänzt, Pat-
rouillen können entsandt und
private Sicherheitsdienste bei-
gezogenwerden.

Als die Fragerunde losgeht,
zeigt sich: Den Bewohnerinnen
und Bewohnern des Quartiers
reichen die beschwichtigenden
Worte nicht. Die Angst vor Ver-
gewaltigungen und Messerste-
chereien ist gross, eswerden se-
parierte Spielplätze gefordert
und vor allem kommt immer
wieder die Frage auf: «Wieso

ausgerechnet bei uns?», der das
Publikum jedes Mal mit hefti-
gemBeifall Nachdruck verleiht.

Lange galt die Längi als so-
zialer Brennpunkt und litt unter
hoher Kriminalitätsrate. Mit
diesem Image wurde sie
schweizweit bekannt und hat
heute noch mit Vorurteilen zu
kämpfen. «Sind wir ehrlich,
wenn man sagt, ‹ich wohne in
der Längi› kommt als Antwort
nur ein mitleidiger Blick», sagt
eine ältere Frau in den hinteren
Reihen. 2008 startete durch das
vom Bund lancierte «Projet Ur-
bain», die Aufwertung des
Quartiers. Mit finanzieller
Unterstützung und viel Engage-
ment erarbeiteten sich die An-

wohnenden ein friedliches
Plätzchen Nachbarschaft, in
dem man sich heute wohlfühlt.
«WirhabenAngst,dassdieSitu-
ation wieder kippt», gibt ein äl-
tererHerr zu bedenken.

Fortschritt soll nicht
zunichtegemachtwerden
Als Gemeindepräsident Ste-
phanBurgunder vertröstenwill,
wird er unterbrochen. «Bla Bla
Bla», ruft es aus demPublikum.
Burgunder schaut etwas verdat-
tert drein und Regierungsrat
AntonLauber greift zumMikro-
fon. «Organisatorisch ist es im-
mer schwierig, einen Platz zu
finden, der Kanton ist froh, hat
sich Pratteln angeboten.»

Das Organisationsteam setzt
auf bewährte Konzepte, wie sie
bereits in Muttenz, Allschwil
und zuletzt auch in Laufen, wo
der Kanton noch bis Ende Jahr
im ehemaligen Spital ein Erst-
aufnahmezentrum unterhält,
angewendet worden sind. «Wir
sind nicht Laufen, wir sind die
Längi»,grätschteine jungeFrau
in der vordersten Reihe dazwi-
schen und spricht damit etwas
aus, das in der Sporthalle un-
missverständlich in der Luft
liegt: Die Längi hat ihre ganz
eigene Identität.

Entstanden in den 1950er-
Jahren – die ersten Plattenbau-
ten wurden damals noch «Ko-
rea-Blöcke» genannt – war das

Yanis Kaiser

Längi Quartier damals schon
geographisch vom Dorfzent-
rum Pratteln getrennt. Die im
Bericht zur Heimatkunde Prat-
teln «planerische Fehleinschät-
zung»genanntenbaulichenAn-
fänge der Längi vor über 70 Jah-
ren prägen das Quartier bis
heute. Alleingelassen und von
der Gemeinde vernachlässigt,
versteht sich die Längi heute
mehrals kleinesDorf. «Wir sind
im Niemandsland zwischen
Pratteln und Augst», sagt eine
Anwohnerin nach dem Info-
abend. «Wir sind quasi Prattler
zweiter Klasse», ergänzt ihre
Kollegin. Das Gefühl, der Dorf-
kern geniesse die Vorteile, wäh-
rend die Längi die Probleme
ausbadenmuss, sei gross.

Mit einem Ausländeranteil
von knapp 70 Prozent kann die
Skepsis, die dem geplanten
Asylheim im Quartier ent-
gegengebracht wird, nicht
einfach nur als Fremdenfeind-
lichkeit verstanden werden,
vielmehr fürchtet die Nachbar-
schaft, ihre hart erkämpfte Auf-
wertung wird wieder zunichte-
gemacht.

«Wir sind
quasi Prattler
zweiter
Klasse.»

Längi-Anwohnerin

Bundesrat Beat Jans versucht
gar nicht erst, mit feiner Diplo-
matie auf die möglichen Folgen
der SVP-Initiative «Keine 10-
Millionen-Schweiz!» hinzuwei-
sen. «Eigentlich bräuchte es für
diese Initiative ein Warnsignal:
Diese Initiative kann Ihre Ge-
sundheit gefährden», sagt der
Vorsteher des Eidgenössischen
Justiz- und Polizeideparte-
ments (EJPD) am Donnerstag-
abend in seiner Heimatstadt an
einer Veranstaltung, zu der die
Handelskammer beider Basel
undNovartis eingeladenhaben.

Aufgrund der Alterung der
Gesellschaft brauche es in den
kommenden Jahrenmehr Ärzte
und Pflegepersonal, so der SP-
Magistrat. Doch der Anteil der
Bevölkerung im arbeitsfähigen
Alternehmeab.«DieHälftedes
Personals am Universitätsspital
Basel stammt aus demAusland.
Das Unispital müsste man von
heute aufmorgen schliessen.»

«Zuwanderung begrenzen –
Gesundheitsversorgung gefähr-
den?», fragen Handelskammer
und Novartis im voll besetzten
Gehry-Auditorium auf demNo-
vartis Campus. Die Region Ba-
sel alsGrenzregion sei voneiner
möglichen Begrenzung der Zu-
wanderung durch die Initiative
besonders betroffen, gerade
auch das Gesundheitswesen,

warnt die Baselbieter Mitte-Na-
tionalrätin und HKBB-Präsi-
dentin Elisabeth Schneider-
Schneiter in ihrer Begrüssung.
Die Zuwanderung sei Voraus-
setzung für eine funktionieren-
deGesundheitsversorgung.

Freizügigkeit: Kündigung
alsDruckmittel
Bundesrat Jans setzt den Fokus
seiner Ansprache auf gesamt-
schweizerische Aspekte, lässt
aber immer wieder regional-
politische Gesichtspunkte ein-
fliessen. Die Initiative setze die
stabilen Beziehungen zur EU
und damit zur Grenzregion aufs
Spiel. Gemäss Initiative müsste
der Bundesrat bereits bei einer
Einwohnerzahl von 9,5 Millio-
nen die Personenfreizügigkeit
mit der EUneu verhandeln.

DerSP-Bundesrat räumtein,
dass seit Beginn der Bilateralen
Verträge mit der EU im Jahr
2000 mehr Menschen in die
Schweiz eingewandert sind, als
man dies damals gedacht hatte.

Tobias Gfeller «Die Menschen sind gekom-
men,weilwir sie brauchen», re-
sümiert Jans.Erkönnenachvoll-
ziehen, dass das Bevölkerungs-
wachstum der letzten Jahre
Sorgen bereite. Die damit ver-
bundenen Herausforderungen
könne man bewältigen, ist Jans
überzeugt. «Schon als Kind
wusste ich in Basel in den Stoss-
zeiten, dass ich imBus den Sitz-
platz freimachen und stehen
muss.»

SVP-Landrätin und Inten-
sivpflegerin Nicole Spiegel-
Roth sieht für den «Dichte-
stress» und die steigenden
Probleme auf den Autobahnen
keine Lösung in Sicht. In der
Diskussion im Anschluss meint
sie: «Wir wollen die Infrastruk-
tur nicht mehr ausbauen, wol-
len keine Quartierpläne reali-
sieren und nicht in die Höhe
bauen, aber wir wollen mehr
Zuwanderung.» Für die gebür-
tige Sissacherin ist klar: «Wir
müssen uns entscheiden, was
wir wollen.» Mit der Initiative

würde die Zuwanderung nicht
auf null sinken, so Spiegel-Roth.
Die Kündigung der Personen-
freizügigkeit sei die Ultima Ra-
tio und ein Druckmittel, damit
der Bundesrat handelt.

Novartis: EinDrittel sind
Grenzgänger
Bei Novartis besteht ein Drittel
der Belegschaft aus Grenzgän-
gerinnen und Grenzgänger, er-
klärt Riet Grond, Head People
& Organisation bei Novartis
Schweiz. Dieses Drittel reiche
aber nicht aus. Novartis sei auf
weitere Fachkräfte aus dem
Ausland angewiesen. Mit einer
möglichen Kündigung der Per-
sonenfreizügigkeit seien Er-
rungenschaften und Sicherhei-
ten im System infragestellt.
Dies hätte womöglich zur Fol-
ge, dass Investitionsentscheide
anders beurteilt werden und
letztlich nicht mehr in der
Schweiz erfolgen könnten.
«Diesen Prozess antizipiere
ich»,mahntGrond.

Das Publikum, darunter Vertre-
terinnenundVertreterausWirt-
schaft und Politik, stellt Fragen
anJansunddiePodiumsteilneh-
menden. Dabei fällt ein gewis-
ses Unbehagen über die Bevöl-
kerungszunahme, die ausländi-
sche Zuwanderung, das
Asylwesen und «importierte
Kriminalität»auf.DassdieSVP-
Initiative die nötigen Rezepte
dagegen liefern wird, daran
glaubengemässdeneingereich-
ten Fragen aber nur wenige.

Auf die rhetorische Frage
von Landrätin Nicole Spiegel-
Roth, was die Schweiz denn
wirklichwolle, liefert der Basler
Gesundheitsdirektor Lukas En-
gelberger (Mitte) eine konkrete
Antwort: «Wir müssen bereit
sein für eine Verdichtung, gera-
de wir als Stadtkanton. Wohn-
und Arbeitsort müssen näher
zusammenrücken, wenn mög-
lich in Velodistanz. Das ist ohne
Alternative, wenn wir nicht
schrumpfen undwenigerWohl-
standwollen.»
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Auf dieserWiese soll der Containerbau platziert werden. Bild: Kenneth Nars

«Unispital müsste schliessen»,
warnt Beat Jans. Bild: Keystone

Zwischen Asylpolitik und Quartierfrieden
Vom geplanten kantonalen Erstaufnahmeheimwill das Längi Quartier in Pratteln nichts wissen – und zeigt das auch.

Beat Jans: «SVP-Initiative kann Ihre Gesundheit gefährden»
Der Justizminister warnt bei seinemHeimspiel eindringlich vor der SVP-Initiative, die am 14. Juni zur Abstimmung gelangt.


